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148. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich der Satzung des

Europarates

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat die Tschechoslowakei am 21. Februar
1991 ihre Beitrittsurkunde zur Satzung des
Europarates (BGBl. Nr. 121/1956, idF BGBl.
Nr. 745/1990, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. Nr. 743/1990) hinterlegt.

Vranitzky

149. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen

Übereinkommens über Staatenimmunität

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat die Bundesrepublik Deutschland am
15. Mai 1990 ihre Ratifikationsurkunde zum
Europäischen Übereinkommen über Staatenimmu-
nität (BGBl. Nr. 432/1976, letzte Kundmachung
des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 79/1988) hinter-
legt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat die Bundesrepublik Deutschland fol-
gende Erklärung abgegeben:

a) Zu Artikel 21 Abs. 4 des Übereinkommens
Zur Feststellung, ob die Bundesrepublik
Deutschland oder ein Bundesland die Ent-
scheidung eines Gerichts eines anderen
Vertragsstaats entsprechend Artikel 20 oder
Artikel 25 oder einen Vergleich gemäß

Artikel 22 des Übereinkommens zu erfüllen
hat, ist das Landgericht, in dessen Bezirk die
Bundesregierung ihren Sitz hat, zuständig.

b) Zu Artikel 24 des Übereinkommens
Die Bundesrepublik Deutschland erklärt
gemäß Artikel 24 Abs. 1 des Übereinkom-
mens, daß ihre Gerichte über die Fälle der
Artikel 1 bis 13 hinaus in Verfahren gegen
einen anderen Vertragsstaat in demselben
Ausmaß wie in Verfahren gegen Nichtver-
tragsstaaten entscheiden können. Diese Er-
klärung läßt die Immunität von der Gerichts-
barkeit unberührt, die fremde Staaten hin-
sichtlich der in Ausübung der Hoheitsgewalt
vorgenommenen Handlungen (acta iure im-
perii) genießen.
Die Bundesrepublik Deutschland erklärt
gemäß Artikel 28 Abs. 2 des Übereinkom-
mens, daß sich die Länder Baden-Württem-
berg, Bayern, Berlin, Bremen, Hamburg,
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfa-
len, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schles-
wig-Holstein auf die für die Vertragsparteien
geltenden Vorschriften des Übereinkommens
berufen können und die gleichen Pflichten
haben wie diese.

Vranitzky

150. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Protokolls
zur Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger
Handlungen auf Flughäfen, die der internatio-
nalen Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des
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am 23. September 1971 in Montreal beschlos-
senen Übereinkommens zur Bekämpfung wi-
derrechtlicher Handlungen gegen die Sicher-

heit der Zivilluftfahrt

Nach Mitteilungen der Regierungen der Sowjet-
union, des Vereinigten Königreiches und der
Vereinigten Staaten, sowie des Generalsekretärs der
ICAO haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Proto-
koll zur Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger
Handlungen auf Flughäfen, die der internationalen
Zivilluftfahrt dienen, in Ergänzung des am 23. Sep-
tember 1971 in Montreal beschlossenen Überein-
kommens zur Bekämpfung widerrechtlicher Hand-
lungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt
(BGBl. Nr. 63/1990) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Irak 31. Jänner 1990
Island 9. Mai 1990
Italien 13. März 1990
Jemen 11. August 1990
Jugoslawien 21. Dezember 1989
Republik Korea 27. Juni 1990
Norwegen 29. Mai 1990
St. Lucia 11. Juni 1990
Togo 9. Februar 1990
Tschechoslowakei 19. März 1990
Vereinigtes

Königreich 15. November 1990

Vranitzky

151.

Seminar der Vereinten Nationen über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen

(Übersetzung)

VEREINTE NATIONEN
19. November 1990

Herr Botschafter,

ich habe die Ehre, mich auf das freundliche
Angebot der österreichischen Regierung zu be-
ziehen, mit den Vereinten Nationen bei der
Abhaltung eines Seminars über Vertrauens- und
Sicherheitsbildende Maßnahmen zusammenzuar-
beiten. Das Seminar wird von der Abrüstungsabtei-
lung der Vereinten Nationen vom 25.—27. Februar
1991 in Wien, Österreich, organisiert. Mit der
vorliegenden Note ersuche ich um die Zustimmung
Ihrer Regierung zu den folgenden Maßnahmen:

Gemäß Artikel I Absatz 1 des Abkommens
zwischen der Republik Österreich und den
Vereinten Nationen über den Amtssitz der Organi-
sation der Vereinten Nationen für Industrielle
Entwicklung (UNIDO) und anderer Ämter der
Vereinten Nationen im Internationalen Zentrum
Wien vom 19. Jänner 1981 sind die Bestimmungen
des UNIDO-Amtssitzabkommens vom 13. April
1967 m u t a t i s m u t a n d i s auf das Seminar der
Vereinten Nationen über Vertrauens- und Sicher-
heitsbildende Maßnahmen anzuwenden.

Es besteht Einvernehmen darüber, daß die Anzahl
der Teilnehmer 50 nicht übersteigen soll. Die
Abrüstungsabteilung wird im Einvernehmen mit
Ihrer Regierung Maßnahmen treffen, um kom-
petente Experten im Bereich von Vertrauens- und
sicherheitsbildenden Maßnahmen aus Asien, Latein-
amerika, Afrika und West- und Osteuropa einzu-
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laden. Angestellte der Abrüstungsabteilung der
Vereinten Nationen werden ebenfalls teilnehmen.

Die Kosten des Seminars werden durch die etwa
eine Million Schilling abgedeckt, die von Ihrer
Regierung für die Zwecke des Seminars zur
Verfügung gestellt werden. Allfällige zusätzliche
Kosten werden aus extra-budgetären Mitteln der
Abrüstungsabteilung abgedeckt.

Ich möchte vorschlagen, daß die folgenden
Bedingungen, die in der Vergangenheit von den
Vereinten Nationen bei ähnlichen Anlässen
angewendet wurden, auch für dieses Seminar gelten.

a) i) Das Übereinkommen über die Privilegien
und Immunitäten der Vereinten Nationen
ist auf das Seminar anzuwenden. Den von
den Vereinten Nationen eingeladenen
Teilnehmern werden jene Privilegien und
Immunitäten zugestanden, die für Ex-
perten der Vereinten Nationen im Arti-
kel VI des Übereinkommens vorgesehen
sind. Angestellten der Vereinten Na-
tionen, die am Seminar teilnehmen oder in
amtlicher Funktion für das Seminar tätig
sind, werden jene Privilegien und Immu-
nitäten zugestanden, die in den Artikeln V
und VII des Übereinkommens vorgesehen
sind.

ii) Ungeachtet der Bestimmungen des Über-
einkommens über die Privilegien und
Immunitäten der Vereinten Nationen
werden allen Teilnehmern und Personen,
die in amtlicher Funktion für das Seminar
tätig sind, jene Privilegien und Immuni-
täten, Erleichterungen und Bedingungen
zugestanden, die für die unabhängige
Ausübung ihrer Tätigkeit in bezug auf das
Seminar erforderlich sind.

iii) Von der Regierung zur Verfügung gestell-
tes Personal ist von jeder Jurisdiktion in
bezug auf die von ihnen in Ausübung ihrer
amtlichen Funktion in Zusammenhang mit
dem Seminar gemachten mündlichen oder
schriftlichen Äußerungen und gesetzten
Handlungen befreit.

(b) Alle Teilnehmer und alle anderen Personen,
die für das Seminar tätig sind, haben das Recht
auf ungehinderte Einreise nach und Ausreise
aus Österreich. Allenfalls erforderliche Sicht-
vermerke werden gebührenfrei und unver-
züglich und nicht später als drei Tage vor der
Eröffnung des Seminars erteilt;

(c) Es besteht ferner Einverständnis darüber, daß
Ihre Regierung die Vereinten Nationen und
ihr Personal hinsichtlich aller Klagen, Forde-
rungen und anderer Ansprüche klaglos halten
wird, die aus folgendem entstehen:
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i) wegen Verletzungen oder Beschädigun-
gen von Personen oder Sachen in den
Konferenz- oder Büroräumlichkeiten des
Seminars;

ii) wegen Verletzung oder Beschädigung von
Personen oder Sachen, die durch die
Benützung der von Ihrer Regierung zur
Verfügung gestellten Transportmittel ver-
ursacht werden oder entstehen;

iii) durch die Beschäftigung des von Ihrer
Regierung für das Seminar zur Verfügung
gestellten Personals;

und daß Ihre Regierung die Vereinten Nationen
und ihr Personal hinsichtlich aller Klagen, Forde-
rungen und anderer Ansprüche schadlos halten
wird.

(d) Jegliche Meinungsverschiedenheit betreffend
die Auslegung oder Anwendung dieses Ab-
kommens, mit Ausnahme von Meinungsver-
schiedenheiten die unter die entsprechenden
Bestimmungen des Übereinkommens über die
Privilegien und Immunitäten der Vereinten
Nationen oder eines anderen anwendbaren
Abkommens fallen, sollen, sofern sich die
Parteien nicht anders einigen, einem aus drei
Schiedsrichtern bestehenden Gericht unter-
breitet werden, von denen einer vom General-
sekretär der Vereinten Nationen, einer von
der Regierung und der dritte, der den Vorsitz
führen soll, von den beiden anderen Schieds-
richtern ernannt werden soll. Wenn eine der
Parteien nicht innerhalb von drei Monaten,
nachdem die andere Partei den Namen ihres
Schiedsrichters bekanntgegeben hat, einen
Schiedsrichter bestellt, oder wenn die beiden
ersten Schiedsrichter sich nicht innerhalb von
drei Monaten nach der Bestellung des zweiten
Schiedsrichters auf einen Vorsitzenden
einigen können, wird dieser Schiedsrichter
vom Präsidenten des Internationalen
Gerichtshofs auf Ersuchen einer der beiden
Streitparteien bestellt. Sofern zwischen den
Parteien nichts anderes vereinbart ist, gibt sich
das Schiedsgericht eigene Verfahrensregeln,
trägt für die finanzielle Entschädigung seiner
Mitglieder und für die Aufteilung der Kosten
zwischen den Streitparteien Sorge und fällt
alle Entscheidungen mit Zweidrittelmehrheit.
Seine Entscheidungen sind in allen Ver-
fahrens- und Sachfragen endgültig, und für
beide Parteien verbindlich, selbst wenn sie
ohne die Mitwirkung einer der Parteien
ergangen sind.

Ich schlage weiters vor, daß nach Eintreffen Ihrer
bestätigenden Antwortnote dieser Notenwechsel ein
Abkommen zwischen den Vereinten Nationen und
der österreichischen Bundesregierung betreffend die
Bereitstellung von Einrichtungen durch Ihre Regie-
rung für das Seminar über Vertrauens- und
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Sicherheitsbildende Maßnahmen, das von den
Vereinten Nationen in Österreich organisiert wird,
darstellt, und außerdem daß dieses Abkommen für
die Dauer des Seminars und für jene zusätzliche
Zeit gültig bleibt, die für die vollständige Durchfüh-
rung der Bestimmungen dieses Abkommens erfor-
derlich ist.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, die Versiche-
rung meiner vorzüglichen Hochachtung.

Yasushi Akashi
Stellvertretender Generalsekretär

für Abrüstungsfragen

S.E. Herrn Peter Hohenfellner
ao. u. bev. Botschafter
Ständiger Vertreter
bei den Vereinten Nationen
New York

(Übersetzung)

STÄNDIGE VERTRETUNG ÖSTERREICHS BEI
DEN VEREINTEN NATIONEN

New York, 21. Februar 1991

Zl. 300.501/14-A/91

Herr Generalsekretär!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom
19. November 1990 zu bestätigen, die folgenden
Inhalt hat:

(es folgt der Text der Übersetzung der Eröffnungs-
note ins Deutsche)

Ich beehre mich zu bestätigen, daß Ihre Note und
meine Antwortnote ein Übereinkommen zwischen
der Österreichischen Bundesregierung und den
Vereinten Nationen darstellen, das mit dem Datum
dieser Antwort in Kraft tritt und für die Dauer des
Seminars und für jene zusätzliche Zeit gültig bleibt,
die für die vollständige Durchführung der Bestim-
mungen dieses Abkommens erforderlich ist.

Genehmigen Sie, Herr Generalsekretär, die
Versicherung meiner vorzüglichen Hochachtung

Peter Hohenfellner
Botschafter

Ständiger Vertreter Österreichs
bei den Vereinten Nationen

Herrn Yasushi Akashi
Stellvertretender Generalsekretär
für Abrüstungsfragen
Vereinte Nationen
New York
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152.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER SOZIALISTISCHEN
FÖDERATIVEN REPUBLIK JUGOSLA-
WIEN ÜBER DIE FÖRDERUNG UND

DEN SCHUTZ VON INVESTITIONEN

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH UND DIE
SOZIALISTISCHE FÖDERATIVE REPUBLIK
JUGOSLAWIEN, im folgenden die „Vertragspar-
teien" genannt,

VON DEM WUNSCHE GELEITET, günstige
Voraussetzungen für eine größere wirtschaftliche
Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien zu
schaffen;

IN DER ERKENNTNIS, daß die Förderung
und der Schutz von Investitionen die Bereitschaft
zur Vornahme solcher Investitionen stärken und
dadurch einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung
der Wirtschaftsbeziehungen leisten können,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Definitionen

Für die Zwecke dieses Abkommens

(1) umfaßt der Begriff „Investition" alle Vermö-
genswerte, die ein Investor einer Vertragspartei im
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei in Über-
einstimmung mit deren Gesetzgebung veranlagt,
und zwar insbesondere, aber nicht ausschließlich:

a) bewegliche und unbewegliche Sachen im
Eigentum des Investors sowie sonstige dingli-
che Rechte, wie Pfandrechte, Nutzungs-
rechte, Zurückbehaltungsrechte und ähnliche
Rechte;

b) Anteilsrechte und andere Arten von Beteili-
gungen an Unternehmen;

c) Ansprüche auf Geld, das veranlagt wurde
oder aus einer Leistung, die erbracht wurde,
zur Schaffung eines wirtschaftlichen Wertes
in bezug zu einer Investition;

d) Urheberrechte, gewerbliche Schutzrechte wie
Erfinderpatente, Handelsmarken, gewerbli-
che Muster und Modelle sowie Gebrauchs-
muster, technische Verfahren, Know-how,
Handelsnamen und Goodwill;

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen für die
Gewinnung von Naturschätzen;

(2) gilt die rechtliche Erweiterung oder Verände-
rung einer Investition als neue Investition;
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(3) bezeichnet der Begriff „Investor":
a) jede natürliche Person, die die Staatsangehö-

rigkeit einer Vertragspartei besitzt und in
Übereinstimmung mit deren Gesetzgebung im
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei
eine Investition tätigt;

b) jede juristische Person oder Personengesell-
schaft des Handelsrechts, die in Übereinstim-
mung mit den Gesetzen einer Vertragspartei
errichtet wurde, ihren Sitz im Hoheitsgebiet
dieser Vertragspartei hat und im Hoheitsge-
biet der anderen Vertragspartei eine Investi-
tion tätigt;

(4) bezeichnet der Begriff „Ertrag" diejenigen
Beträge, die eine Investition erbringt, und umfaßt
insbesondere, aber nicht ausschließlich, Gewinne,
Zinsen, Dividenden, Tantiemen, Lizenzgebühren
und andere ähnliche Entgelte;

(5) umfaßt der Begriff „Enteignung" jede
Maßnahme der Entziehung des Eigentums oder
einer Beschränkung mit gleicher Wirkung.

Artikel 2

Förderung und Schutz von Investitionen

(1) Jede Vertragspartei fördert nach Möglichkeit
in ihrem Hoheitsgebiet Investitionen von Investoren
der anderen Vertragspartei, läßt diese in Überein-
stimmung mit ihren Rechtsvorschriften zu und
behandelt sie in jedem Fall gerecht und billig.

(2) Investitionen gemäß Absatz 1 und ihre
Erträge genießen den vollen Schutz dieses Abkom-
mens. Gleiches gilt im Falle ihrer Wiederveranla-
gung auch für deren Erträge.

Artikel 3

Behandlung von Investitionen

(1) Jede Vertragspartei behandelt Investoren der
anderen Vertragspartei und deren Investitionen
nicht weniger günstig als eigene Investoren und
deren Investitionen oder Investoren dritter Staaten
und deren Investitionen.

(2) Die Bestimmungen dieses Abkommens
können nicht dahingehend ausgelegt werden, daß
sie eine Vertragspartei verpflichten, den Investoren
der anderen Vertragspartei und deren Investitionen
den gegenwärtigen oder künftigen Vorteil einer
Behandlung, einer Präferenz oder eines Privilegs
einzuräumen, welcher sich ergibt aus

a) einer Zollunion, einem gemeinsamen Markt,
einer Freihandelszone oder der Zugehörigkeit
zu einer Wirtschaftsgemeinschaft;

b) einem internationalen Abkommen, einer
Vereinbarung oder innerstaatlichen Rechts-
vorschrift über Steuerfragen;

c) einer Regelung zur Erleichterung des kleinen
Grenzverkehrs.
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Artikel 4

Entschädigung

(1) Investitionen von Investoren einer Vertrags-
partei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen
Vertragspartei nur im öffentlichen Interesse, auf
Grund eines rechtmäßigen Verfahrens in Überein-
stimmung mit den innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten und gegen Entschädigung enteignet werden. Die
Entschädigung muß gerecht sein und dem Wert der
Investition entsprechen. Die Entschädigung muß
ohne ungebührliche Verzögerung geleistet werden;
sie ist, falls sie nicht zu dem im rechtskräftig
abgeschlossenen Verfahren vorgesehenen Fällig-
keitstermin gezahlt wird, bis zum Zeitpunkt der
Zahlung mit dem üblichen bankmäßigen Zinssatz
jenes Staates, in dessen Hoheitsgebiet die Investition
durchgeführt wurde, zu verzinsen; sie muß
tatsächlich verwertbar und frei transferierbar sein.
Spätestens im Zeitpunkt der Enteignung muß in
geeigneter Weise für die Festsetzung und Leistung
der Entschädigung Vorsorge getroffen sein.

(2) Dem Investor steht, unbeschadet des Arti-
kels 7 dieses Abkommens, das Recht zu, die
Rechtmäßigkeit der Enteignung sowie die Höhe
und die Zahlungsmodalitäten der Entschädigung
durch die zuständigen Organe der Vertragspartei,
welche die Enteignung veranlaßt hat, überprüfen zu
lassen.

Artikel 5

Überweisungen

(1) Jede Vertragspartei gewährleistet den Investo-
ren der anderen Vertragspartei ohne ungebührliche
Verzögerung den freien Transfer in frei konvertier-
barer Währung der im Zusammenhang mit einer
Investition stehenden Zahlungen, insbesondere,
aber nicht ausschließlich,

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur
Aufrechterhaltung oder Erweiterung der
Investition;

b) von Beträgen, die zur Abdeckung von
Ausgaben im Zusammenhang mit der Verwal-
tung der Investition bestimmt waren;

c) der Erträge;
d) der Rückzahlung von Darlehen;
e) des Erlöses im Falle vollständiger oder

teilweiser Liquidation oder Veräußerung der
Investition;

f) einer Entschädigung gemäß Artikel 4.

(2) Die Überweisungen gemäß diesem Artikel
erfolgen zu den Wechselkursen, die am Tage der
Überweisung gelten.

(3) Die Wechselkurse werden gemäß den
Vorschriften jener Vertragspartei, aus deren Ho-
heitsgebiet der Transfer erfolgt, festgelegt. Die
Bankgebühren werden gerecht und angemessen
sein.



61. Stück - Ausgegeben am 28. März 1991 — Nr. 152 569

Artikel 6

Eintrittsrecht

Leistet eine Vertragspartei oder eine von ihr hiezu
ermächtigte Institution ihrem Investor Zahlungen
auf Grund einer Garantie für eine Investition im
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so
erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet
der Rechte des Investors der erstgenannten
Vertragspartei aus Artikel 7, die Übertragung aller
Rechte oder Ansprüche dieses Investors kraft
Gesetzes oder auf Grund Rechtsgeschäfts auf die
erstgenannte Vertragspartei an. Für den Transfer
der an die betreffende Vertragspartei auf Grund der
übertragenen Ansprüche zu leistenden Zahlungen
gelten Artikel 4 und Artikel 5 sinngemäß.

Artikel 7

Beilegung von Investitionsstreitigkeiten

(1) Entstehen zwischen einer Vertragspartei und
einem Investor der anderen Vertragspartei Mei-
nungsverschiedenheiten aus einer Investition, so
werden diese so weit wie möglich zwischen den
Streitparteien durch freundschaftliche Verhandlun-
gen beigelegt.

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß
Absatz 1 nicht innerhalb von drei Monaten
beigelegt werden, so kann die Meinungsverschie-
denheit zur Durchführung eines Vergleichsverfah-
rens oder eines Schiedsverfahrens dem Internatio-
nalen Zentrum für die Beilegung von Investitions-
streitigkeiten unterbreitet werden, welches durch
die Konvention über die Beilegung von Investitions-
streitigkeiten zwischen Staaten und Staatsangehöri-
gen anderer Staaten *), die am 18. März 1965 in
Washington zur Unterzeichnung aufgelegt wurde,
geschaffen wurde. Im Falle eines Schiedsverfahrens
stimmt jede Vertragspartei auch ohne Vorliegen
einer individuellen Schiedsvereinbarung zwischen
einer Vertragspartei und einem Investor durch
dieses Abkommen unwiderruflich im vorhinein zu,
solche Meinungsverschiedenheiten dem Zentrum zu
unterbreiten und den Schiedsspruch als bindend
anzuerkennen. Diese Zustimmung beinhaltet den
Verzicht auf das Erfordernis, daß das innerstaatli-
che Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren erschöpft
worden ist.

(3) Eine Vertragspartei, die Streitpartei ist, macht
in keinem Stadium des Vergleichs- oder Schiedsver-
fahrens oder der Durchsetzung eines Schieds-
spruchs als Einwand geltend, daß der Investor, der
die andere Streitpartei bildet, auf Grund einer
Garantie bezüglich einiger oder aller seiner Verluste
eine Entschädigung erhalten habe.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 357/1971
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Artikel 8

Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den
Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Abkommens sollen, soweit wie möglich,
durch freundschaftliche Verhandlungen beigelegt
werden.

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit gemäß
Absatz 1 innerhalb von sechs Monaten nicht
beigelegt werden, so wird sie auf Verlangen einer
Vertragspartei einem Schiedsgericht unterbreitet.

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall
gebildet, indem jede Vertragspartei ein Mitglied
bestellt und beide Mitglieder sich auf eine dritte
Person, die jedoch nicht Staatsbürger einer der
beiden Vertragsparteien sein darf, als Vorsitzenden
einigen. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei
Monaten, nachdem die eine Vertragspartei der
anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsver-
schiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will,
der Vorsitzende innerhalb von weiteren zwei
Monaten zu bestellen.

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen
nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer
anderen Vereinbarung jede Vertragspartei den
Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes bit-
ten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen.
Besitzt der Präsident des Internationalen Gerichts-
hofes die Staatsangehörigkeit einer der beiden
Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen
Grund verhindert, so kann der Vizepräsident oder,
im Falle seiner Verhinderung, das dienstälteste
Mitglied des Internationalen Gerichtshofes unter
denselben Voraussetzungen eingeladen werden, die
Ernennungen vorzunehmen.

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmen-
mehrheit. Im übrigen regelt es sein Verfahren selbst.

(6) Die Entscheidung des Schiedsgerichtes ist
endgültig und bindend.

(7) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres
Mitglieds und ihrer Vertretung in dem Schiedsver-
fahren. Die Kosten des Vorsitzenden sowie die
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertrags-
parteien zu gleichen Teilen getragen. Das Gericht
kann jedoch in seiner Entscheidung eine andere
Kostenregelung treffen.

Artikel 9

Anwendung dieses Abkommens

Dieses Abkommen gilt für Investitionen, die
Investoren der einen Vertragspartei in Übereinstim-
mung mit den Rechtsvorschriften der anderen
Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet sowohl vor
als auch nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens
vorgenommen haben.
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Artikel 10

Inkrafttreten und Dauer

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation
und tritt am ersten Tage des dritten Monats in
Kraft, der auf den Monat folgt, in welchem die
Ratifikationsurkunden ausgetauscht worden sind.

(2) Das Abkommen bleibt zehn Jahre lang in
Kraft; nach deren Ablauf wird es auf unbegrenzte
Zeit verlängert, sofern nicht eine der beiden
Vertragsparteien das Abkommen zwölf Monate vor
seinem Ablauf schriftlich kündigt. Nach Ablauf von
zehn Jahren kann das Abkommen jederzeit von
jeder der beiden Vertragsparteien unter Einhaltung
einer Frist von zwölf Monaten gekündigt werden.

(3) Für Investitionen, die bis zum Zeitpunkt des
Außerkrafttretens dieses Abkommens vorgenom-
men worden sind, gelten die Artikel 1 bis 9 noch für
weitere zehn Jahre vom Tage des Außerkrafttretens
des Abkommens an.

GESCHEHEN zu Belgrad, am 25. Oktober 1989,
in zwei Urschriften, jede in deutscher und
serbokroatischer Sprache, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen authentisch ist.

Für die Republik Österreich:
Leifer

Für die Sozialistische Föderative Republik Jugosla-
wien:
Škapin

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 8. März 1991 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 10 Abs. 1 mit 1. Juni
1991 in Kraft.

Vranitzky
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